
Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 2008 

B. Zwischen Bund und Ländern (Gemeinden) geteilte Abgaben 

§ 8. (1) Gemeinschaftliche Bundesabgaben sind die Einkommensteuer, die 
Körperschaftsteuer, die Umsatzsteuer, die Einmalzahlung gemäß dem 
Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Republik 
Österreich über die Zusammenarbeit in den Bereichen Steuern und Finanzmarkt, 
die Kapitalverkehrsteuern, die Tabaksteuer, die Elektrizitätsabgabe, die 
Erdgasabgabe, die Kohleabgabe, die Biersteuer, die Weinsteuer, die 
Schaumweinsteuer, die Zwischenerzeugnissteuer, die Alkoholsteuer, die 
Mineralölsteuer, die Erbschafts- und Schenkungssteuer, die 
Stiftungseingangssteuer, die Stabilitätsabgabe, die Flugabgabe, die 
Grunderwerbsteuer, die Bodenwertabgabe, die Kraftfahrzeugsteuer, die 
Versicherungssteuer, die Normverbrauchsabgabe, die motorbezogene 
Versicherungssteuer, die Werbeabgabe, die Konzessionsabgabe, die 
Spielbankabgabe und der Kunstförderungsbeitrag sowie ab dem Jahr 2009 der 
Wohnbauförderungsbeitrag. 

(2) bis (3) ... 
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§ 8. (1) Gemeinschaftliche Bundesabgaben sind die Einkommensteuer, die 
Körperschaftsteuer, die Umsatzsteuer, die Einmalzahlungen gemäß dem 
Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Republik 
Österreich über die Zusammenarbeit in den Bereichen Steuern und Finanzmarkt 
sowie gemäß dem Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem 
Fürstentum Liechtenstein über die Zusammenarbeit im Bereich der Steuern, die 
Kapitalverkehrsteuern, die Tabaksteuer, die Elektrizitätsabgabe, die 
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(2) bis (3) ... 

§ 9. (1) Die Erträge der im § 8 Abs. 1 angeführten gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben mit Ausnahme der Spielbankabgabe werden zwischen dem 
Bund, den Ländern (Wien als Land) und den Gemeinden (Wien als Gemeinde) in 
folgendem Hundertsatzverhältnis geteilt: 
 

 Bund Länder Gemeinden 
Werbeabgabe 4,000 9,083 86,917 
Grunderwerbsteuer 4,000 – 96,000 
Bodenwertabgabe 4,000 – 96,000 
Ab dem Jahr 2009: 
Wohnbauförderungsbeitrag 

19,450 80,550 – 

 

Für die Einkommensteuer, die Körperschaftsteuer, die Umsatzsteuer, die 

§ 9. (1) Die Erträge der im § 8 Abs. 1 angeführten gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben mit Ausnahme der Spielbankabgabe werden zwischen dem 
Bund, den Ländern (Wien als Land) und den Gemeinden (Wien als Gemeinde) in 
folgendem Hundertsatzverhältnis geteilt: 
 

 Bund Länder Gemeinden 
Werbeabgabe 4,000 9,083 86,917 
Grunderwerbsteuer 4,000 – 96,000 
Bodenwertabgabe 4,000 – 96,000 
Ab dem Jahr 2009: 
Wohnbauförderungsbeitrag 

19,450 80,550 – 
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Einmalzahlung gemäß dem Abkommen zwischen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft und der Republik Österreich über die Zusammenarbeit in den 
Bereichen Steuern und Finanzmarkt, die Kapitalverkehrsteuern, die Tabaksteuer, 
die Elektrizitätsabgabe, die Erdgasabgabe, die Kohleabgabe, die Biersteuer, die 
Schaumweinsteuer, die Zwischenerzeugnissteuer, die Alkoholsteuer, die 
Mineralölsteuer, die Erbschafts- und Schenkungssteuer, die 
Stiftungseingangssteuer, die Stabilitätsabgabe, die Flugabgabe, die 
Kraftfahrzeugsteuer, die Versicherungssteuer, die Normverbrauchsabgabe, die 
motorbezogene Versicherungssteuer, die Konzessionsabgabe und den 
Kunstförderungsbeitrag (Abgaben mit einheitlichem Schlüssel) gilt ein 
einheitliches Hundertsatzverhältnis, das wie folgt ermittelt wird: ... 

Einmalzahlungen gemäß dem Abkommen zwischen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft und der Republik Österreich über die Zusammenarbeit in den 
Bereichen Steuern und Finanzmarkt sowie gemäß dem Abkommen zwischen der 
Republik Österreich und dem Fürstentum Liechtenstein über die Zusammenarbeit 
im Bereich der Steuern, die Kapitalverkehrsteuern, die Tabaksteuer, die 
Elektrizitätsabgabe, die Erdgasabgabe, die Kohleabgabe, die Biersteuer, die 
Schaumweinsteuer, die Zwischenerzeugnissteuer, die Alkoholsteuer, die 
Mineralölsteuer, die Erbschafts- und Schenkungssteuer, die 
Stiftungseingangssteuer, die Stabilitätsabgabe, die Flugabgabe, die 
Kraftfahrzeugsteuer, die Versicherungssteuer, die Normverbrauchsabgabe, die 
motorbezogene Versicherungssteuer, die Konzessionsabgabe und den 
Kunstförderungsbeitrag (Abgaben mit einheitlichem Schlüssel) gilt ein 
einheitliches Hundertsatzverhältnis, das wie folgt ermittelt wird: ... 

(2) Abzuziehen sind 

 1. von den Ertragsanteilen des Bundes bei der Einkommensteuer ohne 
Kapitalertragsteuer II und der Körperschaftsteuer 1,75 % des jeweiligen 
Nettoaufkommens sowie im Jahr 2011 weitere 78,267 Millionen Euro 
und ab dem Jahr 2012 weitere 85,667 Millionen Euro jährlich für 
Zwecke des Familienlastenausgleichs. Der Abzug für Zwecke des 
Familienlastenausgleichs ist um die Auswirkungen der Abschaffung der 
Selbstträgerschaft auf die Gebietskörperschaften (§ 24 Abs. 6) zu 
kürzen; 

 2. von den Ertragsanteilen des Bundes bei der Einkommensteuer ohne 
Kapitalertragsteuer II und der Körperschaftsteuer 1,1 % des jeweiligen 
Nettoaufkommens für Zwecke des Katastrophenfonds sowie von den 
Ertragsanteilen des Bundes an der Körperschaftsteuer weitere 
10 Millionen Euro jährlich für Zwecke des Katastrophenfonds. Wenn die 
Rücklage des Katastrophenfonds erschöpft ist, kann der Abzug von den 
Ertragsanteilen des Bundes an der Körperschaftsteuer für Zwecke der 
Abgeltung von Schäden durch Naturkatastrophen im Sinne des § 3 des 
Katastrophenfondsgesetzes 1996, BGBl. Nr. 201, durch Beschluss der 
Bundesregierung in dem Ausmaß erhöht werden, das zur Abgeltung 
dieser Schäden zusätzlich erforderlich ist, höchstens jedoch um 1,1 % 
des Nettoaufkommens an Einkommensteuer ohne Kapitalertragsteuer II 
und an Körperschaftsteuer (Aufstockungsbetrag); 

 3. von den Ertragsanteilen der Gemeinden bei den Abgaben mit 
einheitlichem Schlüssel (Abs. 1) 0,166 % des jeweiligen 
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 1. von den Ertragsanteilen des Bundes bei der Einkommensteuer ohne 
Kapitalertragsteuer II und der Körperschaftsteuer 1,75 % des jeweiligen 
Nettoaufkommens sowie im Jahr 2011 weitere 78,267 Millionen Euro 
und ab dem Jahr 2012 weitere 85,667 Millionen Euro jährlich für 
Zwecke des Familienlastenausgleichs. Der Abzug für Zwecke des 
Familienlastenausgleichs ist um die Auswirkungen der Abschaffung der 
Selbstträgerschaft auf die Gebietskörperschaften (§ 24 Abs. 6) zu 
kürzen; 

 2. von den Ertragsanteilen des Bundes bei der Einkommensteuer ohne 
Kapitalertragsteuer II und der Körperschaftsteuer 1,1 % des jeweiligen 
Nettoaufkommens für Zwecke des Katastrophenfonds sowie von den 
Ertragsanteilen des Bundes an der Körperschaftsteuer weitere 
10 Millionen Euro jährlich für Zwecke des Katastrophenfonds. Wenn die 
Rücklage des Katastrophenfonds erschöpft ist, kann der Abzug von den 
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Nettoaufkommens für die teilweise Finanzierung der Beitragsleistungen 
Österreichs an die Europäische Union. 

Unter Kapitalertragsteuer II ist die gemäß § 93 Abs. 2 Z 3 und Abs. 3 EStG 1988, 
ab 1. Oktober 2011 hingegen die gemäß § 93 EStG 1988 in Verbindung mit § 27 
Abs. 2 Z 2, Abs. 3 und 4 EStG 1988 sowie die als Quellensteuer gemäß dem 
Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Republik 
Österreich über die Zusammenarbeit in den Bereichen Steuern und Finanzmarkt 
erhobene Einkommensteuer zu verstehen. 

Nettoaufkommens für die teilweise Finanzierung der Beitragsleistungen 
Österreichs an die Europäische Union. 

Unter Kapitalertragsteuer II ist die gemäß § 93 Abs. 2 Z 3 und Abs. 3 EStG 1988, 
ab 1. Oktober 2011 hingegen die gemäß § 93 EStG 1988 in Verbindung mit § 27 
Abs. 2 Z 2, Abs. 3 und 4 EStG 1988 sowie die als Quellensteuer gemäß dem 
Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Republik 
Österreich über die Zusammenarbeit in den Bereichen Steuern und Finanzmarkt 
erhobene Einkommensteuer und gemäß dem Abkommen zwischen der Republik 
Österreich und dem Fürstentum Liechtenstein über die Zusammenarbeit im 
Bereich der Steuern zu verstehen. 

(5) Weiters sind für Zwecke der Siedlungswasserwirtschaft im Jahr 2008 
insgesamt 209 918 000 Euro, im Jahr 2009 insgesamt 314 333 000 Euro, im Jahr 
2010 insgesamt 303 870 000 Euro, im Jahr 2011 insgesamt 320 213 000 Euro, im 
Jahr 2012 insgesamt 327 822 000 Euro, im Jahr 2013 insgesamt 
333 400 000 Euro und im Jahr 2014 insgesamt 125 500 000 Euro vom 
Aufkommen am Wohnbauförderungsbeitrag und von den Ertragsanteilen 
abzuziehen bzw. als Kostenbeiträge zu leisten, und zwar bezogen auf diese 
Gesamtbeträge in folgendem Verhältnis: 

 1. vom Aufkommen am Wohnbauförderungsbeitrag im Jahr 2008 und von 
den Ertragsanteilen des Bundes am Wohnbauförderungsbeitrag ab dem 
Jahr 2009 15,672 %, 

 2. von den Ertragsanteilen an Einkommensteuer und Körperschaftsteuer 
des Bundes 32,042 %, der Länder 10,439 % und der Gemeinden 
8,873 %, 

 3. von den Ertragsanteilen an der Umsatzsteuer des Bundes 23,100 % und 
der Gemeinden 3,924 %, 

 4. als Kostenbeitrag der Länder 5,950 % im Verhältnis der Volkszahl. 

(6) Die für die Siedlungswasserwirtschaft bestimmten Anteile gemäß Abs. 5 
Z 1 und 2 sind vierteljährlich in dem Monat, der dem Quartalsende folgt, die 
Anteile gemäß Abs. 5 Z 3 und die Beiträge gemäß Abs. 5 Z 4 sind in zwölf gleich 
großen Monatsbeträgen auf ein Sonderkonto des Bundes mit der Bezeichnung 
„Siedlungswasserwirtschaft“ zu überweisen und nutzbringend anzulegen. Der 
Bundesminister für Finanzen kann im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft nach Maßgabe der 
Kosten der Siedlungswasserwirtschaft durch Verordnung für einzelne oder alle 
Monatsbeträge eines Jahres gleichmäßig verringerte Anteile und Beiträge für 
diese Zwecke anordnen. 

(5) Weiters ist ein Betrag in Höhe der Ausgaben für die Förderung der 
Siedlungswasserwirtschaft gemäß § 17 des Umweltförderungsgesetzes, BGBl. I 
Nr. 185/1993, soweit diese Ausgaben nicht ohnehin aus dem Reinvermögen des 
Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds zu bedecken sind, in folgendem Verhältnis 
von den Ertragsanteilen abzuziehen: 

 1. von den Ertragsanteilen des Bundes am Wohnbauförderungsbeitrag 
15,672 %, 

 2. von den Ertragsanteilen an Einkommensteuer und Körperschaftsteuer 
des Bundes 32,042 %, der Länder 10,439 % und der Gemeinden 
8,873 %, 

 3. von den Ertragsanteilen an der Umsatzsteuer des Bundes 23,100 % und 
der Gemeinden 3,924 %, und 

 4. von den Ertragsanteilen an der Umsatzsteuer der Länder 5,950 % im 
Verhältnis der Volkszahl. 

(6) entfällt 
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(9) Die Volkszahl bestimmt sich im Jahr 2008 nach dem von der 
Bundesanstalt Statistik Österreich auf Grund der letzten Volkszählung 
festgestellten Ergebnis. Ab dem Jahr 2009 bestimmt sich die Volkszahl 
(Wohnbevölkerung) nach dem von der Bundesanstalt Statistik Österreich in der 
Statistik des Bevölkerungsstandes festgestellten Ergebnis zum Stichtag 
31. Oktober, das auf der Internet-Homepage der Bundesanstalt Statistik 
Österreich bis zum November des dem Stichtag nächstfolgenden Kalenderjahres 
kundzumachen ist, und wirkt mit dem Beginn des dem Stichtag folgenden 
übernächsten Kalenderjahres, hinsichtlich der ersten Statistik des 
Bevölkerungsstandes zum Stichtag 31. Oktober 2008 jedoch für die Jahre 2009 
und 2010. Die Statistik des Bevölkerungsstandes hat von den Ergebnissen der 
letzten Volkszählung gemäß den §§ 1 bis 9 des Registerzählungsgesetzes, 
BGBl. I Nr. 33/2006, auszugehen und bei der Erstellung die in § 3 Abs. 1, § 4 
Abs. 1 Z 1 bis 5 und Abs. 2 des Registerzählungsgesetzes genannten Daten sowie 
nach Maßgabe der statistischen Qualitätserfordernisse auch die zugehörigen in 
§ 5 Abs. 1 des Registerzählungsgesetzes genannten Daten zu verwenden, wobei 
die Bestimmungen des § 6 Abs. 1 bis 3 sowie 6 bis 8 sowie § 7 Abs. 2 und 3 des 
Registerzählungsgesetzes sinngemäß anzuwenden sind, mit der Maßgabe, dass, 
falls die Basisdaten im Verhältnis zu den Vergleichsdaten widersprüchlich sind, 
die Bundesanstalt Statistik Österreich die Basisdaten mittels geeigneter 
statistischer Verfahren auf Grundlage der bei der letzten Volkszählung bzw. 
Zählung gemäß § 9 des Registerzählungsgesetzes durchgeführten Ergänzungen 
und Berichtigungen zu berichtigen hat. Die Bundesanstalt Statistik Österreich hat 
die Daten des Fremdeninformationssystems gemäß § 101 des 
Fremdenpolizeigesetzes 2005, BGBl. I Nr. 157/2005, des 
Betreuungsinformationssystems gemäß § 8 des Grundversorgungsgesetzes, 
BGBl. I Nr. 405/1991, und des Asylwerberinformationssystems gemäß § 54 des 
Asylgesetzes 2005, BGBl. I Nr. 100/2005, als Vergleichsdaten gemäß § 5 Abs. 1 
des Registerzählungsgesetzes heranzuziehen. Wenn zum Stichtag 31. Oktober 
eines Jahres eine Volkszählung gemäß § 1 Abs. 1 oder 2 des 
Registerzählungsgesetzes durchgeführt wird, dann ist von der Bundesanstalt 
Statistik Österreich für diesen Stichtag keine Statistik des Bevölkerungsstandes 
zu erstellen, sondern gilt das Ergebnis der Volkszählung für das dem Stichtag 
folgende übernächste Kalenderjahr. 

(9) Die Volkszahl bestimmt sich im Jahr 2008 nach dem von der 
Bundesanstalt Statistik Österreich auf Grund der letzten Volkszählung 
festgestellten Ergebnis. Ab dem Jahr 2009 bestimmt sich die Volkszahl 
(Wohnbevölkerung) nach dem von der Bundesanstalt Statistik Österreich in der 
Statistik des Bevölkerungsstandes festgestellten Ergebnis zum Stichtag 
31. Oktober, das auf der Internet-Homepage der Bundesanstalt Statistik 
Österreich bis zum November des dem Stichtag nächstfolgenden Kalenderjahres 
kundzumachen ist, und wirkt mit dem Beginn des dem Stichtag folgenden 
übernächsten Kalenderjahres, hinsichtlich der ersten Statistik des 
Bevölkerungsstandes zum Stichtag 31. Oktober 2008 jedoch für die Jahre 2009 
und 2010. Die Statistik des Bevölkerungsstandes hat von den Ergebnissen der 
letzten Volkszählung gemäß den §§ 1 bis 9 des Registerzählungsgesetzes, 
BGBl. I Nr. 33/2006, auszugehen und bei der Erstellung die in § 3 Abs. 1, § 4 
Abs. 1 Z 1 bis 5 und Abs. 2 des Registerzählungsgesetzes genannten Daten sowie 
nach Maßgabe der statistischen Qualitätserfordernisse auch die zugehörigen in 
§ 5 Abs. 1 des Registerzählungsgesetzes genannten Daten zu verwenden, wobei 
die Bestimmungen des § 6 Abs. 1 bis 3 sowie 6 bis 8 sowie § 7 Abs. 2 und 3 des 
Registerzählungsgesetzes sinngemäß anzuwenden sind, mit der Maßgabe, dass, 
falls die Basisdaten im Verhältnis zu den Vergleichsdaten widersprüchlich sind, 
die Bundesanstalt Statistik Österreich die Basisdaten mittels geeigneter 
statistischer Verfahren auf Grundlage der bei der letzten Volkszählung bzw. 
Zählung gemäß § 9 des Registerzählungsgesetzes durchgeführten Ergänzungen 
und Berichtigungen zu berichtigen hat. Die Bundesanstalt Statistik Österreich hat 
die Daten des Zentralen Personenstandsregisters (ZPR) gemäß § 44 des 
Personenstandsgesetzes 2013, BGBl. I Nr. 16/2013, und die Daten des Zentralen 
Staatsbürgerschaftsregisters (ZSR) gemäß § 56a des 
Staatsbürgerschaftsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 311/1985, als Vergleichsdaten 
gemäß § 5 Abs. 1 und Abs. 4 des Registerzählungsgesetzes heranzuziehen. Wenn 
zum Stichtag 31. Oktober eines Jahres eine Volkszählung gemäß § 1 Abs. 1 oder 
2 des Registerzählungsgesetzes durchgeführt wird, dann ist von der 
Bundesanstalt Statistik Österreich für diesen Stichtag keine Statistik des 
Bevölkerungsstandes zu erstellen, sondern gilt das Ergebnis der Volkszählung für 
das dem Stichtag folgende übernächste Kalenderjahr. 

§ 11. (1) Zur Ermittlung der Ertragsanteile der Gemeinden an den 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben mit Ausnahme der Spielbankabgabe werden 
zunächst die Ertragsanteile auf die Gemeinden länderweise unter Beachtung der 
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im § 9 Abs. 7 angeführten Schlüssel rechnungsmäßig aufgeteilt (ungekürzte 
Ertragsanteile). Von den so länderweise errechneten Beträgen mit Ausnahme der 
Anteile an der Werbeabgabe und des Ausgleichs für die Abschaffung der 
Selbstträgerschaft (§ 9 Abs. 7 Z 5 lit. b sublit. bd) sind 12,7 % auszuscheiden und 
den Ländern (Wien als Land) zu überweisen; sie sind – außer in Wien – für die 
Gewährung von Bedarfszuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände 
bestimmt (Gemeinde-Bedarfszuweisungsmittel). Ab dem Jahr 2011 werden diese 
Mittel um 2 Millionen Euro jährlich im Verhältnis der Gemeinde-
Bedarfszuweisungsmittel des jeweiligen Vorjahres zur teilweisen Finanzierung 
der Finanzzuweisung gemäß § 21 Abs. 11 für Gemeinden mit mehr als 10 000 
Einwohnern gekürzt. 

(2) Die restlichen Anteile sind als Gemeindeertragsanteile an den 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben an die Länder zu überweisen und von diesen 
– außer in Wien – an die einzelnen Gemeinden nach folgenden Schlüsseln 
aufzuteilen: 

 1. Jene Gemeinden, deren Finanzkraft im Vorjahr den Finanzbedarf nicht 
erreicht hat, erhalten 30 % des Unterschiedsbetrages zwischen 
Finanzbedarf und Finanzkraft. 

 2. Die Anteile aus dem Getränkesteuerausgleich werden ab dem Jahr 2012 
wie folgt verteilt: 

 a) bis e) ... 

 3. Die Anteile aus dem Gemeinde-Werbesteuernausgleich werden im 
Verhältnis der Erträge der Gemeinden an Anzeigenabgabe und 
Ankündigungsabgabe in den Jahren 1996 bis 1998 verteilt. Die weiteren 
Anteile der Gemeinden an der Werbeabgabe werden im Verhältnis der 
Volkszahl verteilt. 

 4. Jede Gemeinde erhält einen Ausgleichs-Vorausanteil gemäß Abs. 5. 

 5. Ab dem Jahr 2011 erhalten Gemeinden einen weiteren Ausgleichs-
Vorausanteil gemäß Abs. 6. 

im § 9 Abs. 7 angeführten Schlüssel rechnungsmäßig aufgeteilt (ungekürzte 
Ertragsanteile). Von den so länderweise errechneten Beträgen mit Ausnahme der 
Anteile an der Werbeabgabe und des Ausgleichs für die Abschaffung der 
Selbstträgerschaft (§ 9 Abs. 7 Z 5 lit. b sublit. bd) sind 12,7 % auszuscheiden und 
den Ländern (Wien als Land) zu überweisen; sie sind – außer in Wien – für die 
Gewährung von Bedarfszuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände 
bestimmt (Gemeinde-Bedarfszuweisungsmittel). Ab dem Jahr 2011 werden diese 
Mittel um 2 Millionen Euro jährlich im Verhältnis der Gemeinde-
Bedarfszuweisungsmittel des jeweiligen Vorjahres zur teilweisen Finanzierung 
der Finanzzuweisung gemäß § 21 Abs. 11 für Gemeinden mit mehr als 10 000 
Einwohnern gekürzt. 

(2) Die restlichen Anteile sind als Gemeindeertragsanteile an den 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben an die Länder zu überweisen und von diesen 
– außer in Wien – an die einzelnen Gemeinden nach folgenden Schlüsseln 
aufzuteilen: 

 1. Jene Gemeinden, deren Finanzkraft im Vorjahr den Finanzbedarf nicht 
erreicht hat, erhalten 30 % des Unterschiedsbetrages zwischen 
Finanzbedarf und Finanzkraft. 

 2. Die Anteile aus dem Getränkesteuerausgleich werden ab dem Jahr 2012 
wie folgt verteilt: 

 a) bis e) ... 

 3. Die Anteile aus dem Gemeinde-Werbesteuernausgleich werden im 
Verhältnis der Erträge der Gemeinden an Anzeigenabgabe und 
Ankündigungsabgabe in den Jahren 1996 bis 1998 verteilt. Die weiteren 
Anteile der Gemeinden an der Werbeabgabe werden im Verhältnis der 
Volkszahl verteilt. 

 4. Jede Gemeinde erhält in den Jahren bis 2014 einen Ausgleichs-
Vorausanteil gemäß Abs. 5. 

 5. In den Jahren 2011 bis 2014 erhalten Gemeinden einen weiteren 
Ausgleichs-Vorausanteil gemäß Abs. 6. 

 5a. Ab dem Jahr 2015 erhalten die Gemeinden einen Ausgleichs-
Vorausanteil gemäß Abs. 7a. 

 6. Gemeinden mit mehr als 2 000 Einwohnern erhalten einen weiteren 
Ausgleichs-Vorausanteil gemäß Abs. 8. 

 7. Die restlichen Ertragsanteile sind nach dem abgestuften 
Bevölkerungsschlüssel auf alle Gemeinden des Landes zu verteilen. 

 6. Gemeinden mit mehr als 2 000 Einwohnern erhalten einen weiteren 
Ausgleichs-Vorausanteil gemäß Abs. 8. 

 7. Die restlichen Ertragsanteile sind nach dem abgestuften 
Bevölkerungsschlüssel auf alle Gemeinden des Landes zu verteilen. 
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 8. Ab dem Jahr 2012 wird von den Ertragsanteilen der Gemeinden ein 
Betrag in Höhe der für das Jahr 2010 geleisteten Beiträge der Gemeinden 
und Sozialhilfeverbände zu den Kosten des Landespflegegeld zu 
Gunsten der Ertragsanteile des Landes abgezogen. Die Anteile der 
einzelnen Gemeinden an diesem Abzug richten sich nach den jeweiligen 
landesrechtlichen Bestimmungen in der Fassung vom 1. Jänner 2011 
über die Beteiligung der Gemeinden und Gemeindeverbände an den 
Kosten des Landespflegegeldes und die Umlegung des Bedarfes der 
Sozialhilfeverbände. Insoweit die Anteile der einzelnen Gemeinden vom 
regionalen Anfall der Kosten abhängen, ist die regionale Verteilung im 
Jahr 2010 zu verwenden. Insoweit auf die Höhe der Ertragsanteile 
abgestellt wird, ist der Abzug in dieser Ziffer selbst nicht zu 
berücksichtigen. 

 8. Ab dem Jahr 2012 wird von den Ertragsanteilen der Gemeinden ein 
Betrag in Höhe der für das Jahr 2010 geleisteten Beiträge der 
Gemeinden und Sozialhilfeverbände zu den Kosten des 
Landespflegegeld zu Gunsten der Ertragsanteile des Landes abgezogen. 
Die Anteile der einzelnen Gemeinden an diesem Abzug richten sich nach 
den jeweiligen landesrechtlichen Bestimmungen in der Fassung vom 
1. Jänner 2011 über die Beteiligung der Gemeinden und 
Gemeindeverbände an den Kosten des Landespflegegeldes und die 
Umlegung des Bedarfes der Sozialhilfeverbände. Insoweit die Anteile 
der einzelnen Gemeinden vom regionalen Anfall der Kosten abhängen, 
ist die regionale Verteilung im Jahr 2010 zu verwenden. Insoweit auf die 
Höhe der Ertragsanteile abgestellt wird, ist der Abzug in dieser Ziffer 
selbst nicht zu berücksichtigen. 

(3) Der Finanzbedarf jeder Gemeinde wird ermittelt, indem die 
Landesdurchschnittskopfquote der Finanzkraft des Vorjahres mit der abgestuften 
Bevölkerungszahl der Gemeinde (§ 9 Abs. 10 und 11) vervielfacht wird. Die 
Landesdurchschnittskopfquote ergibt sich aus der Finanzkraft (Abs. 4) aller 
Gemeinden des Landes, geteilt durch die Volkszahl des Landes (§ 9 Abs. 9). 

(4) Die Finanzkraft des Vorjahres wird ermittelt durch Heranziehung 

 1. der Grundsteuer für Steuergegenstände gemäß § 1 Abs. 2 des 
Grundsteuergesetzes 1955, BGBl. Nr. 149, unter Zugrundelegung der 
Messbeträge des Vorjahres (Abs. 3) und eines Hebesatzes von 360 % 
und 

 2. von 39 % der tatsächlichen Erträge der Kommunalsteuer und der 
Lohnsummensteuer des zweitvorangegangenen Jahres. 

(5) Die Gemeinden erhalten jährlich je Einwohner folgende Beträge in Euro, 
wobei hier Statutarstädte bis 20 000 Einwohner Gemeinden von 20 001 bis 
45 000 Einwohnern gleichgestellt sind: 

Einwohnerzahl bis 9.300 10.001–18.000 20.001–45.000 über 50.000 

Burgenland 8,81 – 50,23 – 

Kärnten 6,84 38,26 37,67 38,68 

Niederösterreich 4,33 46,37 47,41 – 

Oberösterreich 3,40 44,13 44,72 46,90 

Salzburg 2,78 43,36 – 45,82 

Steiermark 5,95 42,21 42,41 44,21 

(3) Der Finanzbedarf jeder Gemeinde wird ermittelt, indem die 
Landesdurchschnittskopfquote der Finanzkraft des Vorjahres mit der abgestuften 
Bevölkerungszahl der Gemeinde (§ 9 Abs. 10 und 11) vervielfacht wird. Die 
Landesdurchschnittskopfquote ergibt sich aus der Finanzkraft (Abs. 4) aller 
Gemeinden des Landes, geteilt durch die Volkszahl des Landes (§ 9 Abs. 9). 

(4) Die Finanzkraft des Vorjahres wird ermittelt durch Heranziehung 

 1. der Grundsteuer für Steuergegenstände gemäß § 1 Abs. 2 des 
Grundsteuergesetzes 1955, BGBl. Nr. 149, unter Zugrundelegung der 
Messbeträge des Vorjahres (Abs. 3) und eines Hebesatzes von 360 % 
und 

 2. von 39 % der tatsächlichen Erträge der Kommunalsteuer und der 
Lohnsummensteuer des zweitvorangegangenen Jahres. 

(5) Die Gemeinden erhalten jährlich je Einwohner folgende Beträge in Euro, 
wobei hier Statutarstädte bis 20 000 Einwohner Gemeinden von 20 001 bis 
45 000 Einwohnern gleichgestellt sind: 

Einwohnerzahl bis 9.300 10.001–18.000 20.001–45.000 über 50.000 

Burgenland 8,81 – 50,23 – 

Kärnten 6,84 38,26 37,67 38,68 

Niederösterreich 4,33 46,37 47,41 – 

Oberösterreich 3,40 44,13 44,72 46,90 

Salzburg 2,78 43,36 – 45,82 

Steiermark 5,95 42,21 42,41 44,21 
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Tirol 3,18 48,89 – 53,56 

Vorarlberg 3,37 42,25 42,46 – 

Statutarstädte mit 20 001 bis 45 000 Einwohnern erhalten zusätzlich jährlich 
37,88 Euro je Einwohner. Die Anteile der weiteren Gemeinden betragen jährlich 
je Einwohner in Euro: 

St. Pölten 56,19 

Brunn am Gebirge 20,44 

Altmünster 15,11 

Hallein 42,09 

Seekirchen am Wallersee 5,57 

Zell am See 23,06 

Mürzzuschlag 21,67 

Lustenau 36,98 

(6) Die Gemeinden, die durch die Änderung des abgestuften 
Bevölkerungsschlüssels gemäß § 9 Abs. 11 Verluste erleiden, erhalten ab dem 
Jahr 2011 Vorausanteile, die sich aus den länderweisen und je Größenklasse 
ermittelten durchschnittlichen Verlusten im Sinne des § 9 Abs. 11 je Einwohner 
auf Basis der Ertragsanteile für das Jahr 2010 errechnen. Die Größenklassen 
werden aus den Gemeinden mit einer ermittelten Volkszahl von 10 001 bis 
18 000 Einwohnern, von 20 001 bis 45 000 Einwohnern und über 50 000 
Einwohnern gebildet, wobei Städte mit eigenem Statut bis 20 000 Einwohnern 
den Gemeinden von 20 001 bis 45 000 Einwohnern gleichgestellt sind. Die 
Verluste je Einwohner der Gemeinden außerhalb dieser Größenklassen werden 
gemeindeweise ermittelt. 

Tirol 3,18 48,89 – 53,56 

Vorarlberg 3,37 42,25 42,46 – 

Statutarstädte mit 20 001 bis 45 000 Einwohnern erhalten zusätzlich jährlich 
37,88 Euro je Einwohner. Die Anteile der weiteren Gemeinden betragen jährlich 
je Einwohner in Euro: 

St. Pölten 56,19 

Brunn am Gebirge 20,44 

Altmünster 15,11 

Hallein 42,09 

Seekirchen am Wallersee 5,57 

Zell am See 23,06 

Mürzzuschlag 21,67 

Lustenau 36,98 

(6) Die Gemeinden, die durch die Änderung des abgestuften 
Bevölkerungsschlüssels gemäß § 9 Abs. 11 Verluste erleiden, erhalten in den 
Jahren 2011 bis 2014 Vorausanteile, die sich aus den länderweisen und je 
Größenklasse ermittelten durchschnittlichen Verlusten im Sinne des § 9 Abs. 11 
je Einwohner auf Basis der Ertragsanteile für das Jahr 2010 errechnen. Die 
Größenklassen werden aus den Gemeinden mit einer ermittelten Volkszahl von 
10 001 bis 18 000 Einwohnern, von 20 001 bis 45 000 Einwohnern und über 
50 000 Einwohnern gebildet, wobei Städte mit eigenem Statut bis 20 000 
Einwohnern den Gemeinden von 20 001 bis 45 000 Einwohnern gleichgestellt 
sind. Die Verluste je Einwohner der Gemeinden außerhalb dieser Größenklassen 
werden gemeindeweise ermittelt. 

(7) Die Vorausanteile gemäß Abs. 5 und 6 werden jährlich entsprechend der 
Entwicklung der Nettoaufkommen an den Abgaben mit einheitlichem Schlüssel 
im Vorjahr gegenüber dem zweitvorangegangenen Jahr valorisiert, wobei dies 
bei den Vorausanteilen gemäß Abs. 5 bereits erstmals für das Jahr 2008, bei den 
Vorausanteilen gemäß Abs. 6 erstmals für das Jahr 2011 erfolgt. Die valorisierten 
Beträge werden kaufmännisch auf ganze Eurocent gerundet. Die so ermittelten 
Beträge werden mit der jeweils aktuellen Einwohnerzahl der Gemeinden gemäß 
§ 9 Abs. 9 vervielfacht, allerdings richtet sich die Einordnung der Gemeinden in 
die hier verwendeten Größenklassen bei den Vorausanteilen gemäß Abs. 5 
ausschließlich nach dem Ergebnis der Volkszählung 2001 und bei den 
Vorausanteilen gemäß Abs. 6 ausschließlich nach der Volkszahl im Jahr 2010. 

(7) Die Vorausanteile gemäß Abs. 5 und 6 werden jährlich entsprechend der 
Entwicklung der Nettoaufkommen an den Abgaben mit einheitlichem Schlüssel 
im Vorjahr gegenüber dem zweitvorangegangenen Jahr valorisiert, wobei dies 
bei den Vorausanteilen gemäß Abs. 5 bereits erstmals für das Jahr 2008, bei den 
Vorausanteilen gemäß Abs. 6 erstmals für das Jahr 2011 erfolgt. Die valorisierten 
Beträge werden kaufmännisch auf ganze Eurocent gerundet. Die so ermittelten 
Beträge werden mit der jeweils aktuellen Einwohnerzahl der Gemeinden gemäß 
§ 9 Abs. 9 vervielfacht, allerdings richtet sich die Einordnung der Gemeinden in 
die hier verwendeten Größenklassen bei den Vorausanteilen gemäß Abs. 5 
ausschließlich nach dem Ergebnis der Volkszählung 2001 und bei den 
Vorausanteilen gemäß Abs. 6 ausschließlich nach der Volkszahl im Jahr 2010. 
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 (7a) Die Gemeinden erhalten ab dem Jahr 2015 jährlich je Einwohner 
folgende Beträge in Euro, wobei hier Statutarstädte bis 20 000 Einwohner 
Gemeinden von 20 001 bis 45 000 Einwohnern gleichgestellt sind: 
 

Einwohnerzahl bis 10.000 
10.001–
20.000 

20.001–
50.000 

über 50.000 

Burgenland 10,69 87,97 100,06 109,99 

Kärnten 8,31 71,99 76,38 82,73 

Niederösterreich 5,27 87,08 94,47 111,30 

Oberösterreich 4,13 83,88 90,67 99,36 

Salzburg 3,38 82,31 88,39 97,15 

Steiermark 7,23 79,58 85,50 93,33 

Tirol 3,86 92,94 99,02 112,04 

Vorarlberg 4,09 79,44 85,34 95,27 

 

Gemeinden, deren Einwohnerzahl im Bereich von 9 300 bis 10 000, von 18 000 
bis 20 000 oder von 45 000 bis 50 000 liegt, bei Städten mit eigenem Statut 
jedoch nur bei solchen, deren Einwohnerzahl im Bereich von 45 000 bis 50 000 
liegt, erhalten einen weiteren Betrag vervielfacht mit der Zahl, mit der die 
Einwohnerzahl die untere Bereichsgrenze übersteigt. Dieser weitere Betrag wird 
mit folgender Formel ermittelt: Differenz zum Vorausanteil der nächsthöheren 
Einwohnerklasse x Einwohnerzahl der oberen Bereichsgrenze / Differenz 
zwischen der Einwohnerzahlen der oberen Bereichsgrenze und derjenigen der 
unteren Bereichsgrenze. Statutarstädte mit 20 001 bis 45 000 Einwohnern 
erhalten zusätzlich jährlich 45,99 Euro je Einwohner, Statutarstädte mit 45 001 
bis 50 000 Einwohnern erhalten einen zusätzlichen jährlichen Betrag je 
Einwohner, der mit folgender Formel ermittelt wird: 45,99 / 5 000 * (50 000 – 
Einwohnerzahl der Gemeinde). 

(7b) Die Vorausanteile gemäß Abs. 7a werden jährlich entsprechend der 
Entwicklung der Nettoaufkommen an den Abgaben mit einheitlichem Schlüssel 
im Vorjahr gegenüber dem zweitvorangegangenen Jahr valorisiert; die Werte für 
das Jahr 2015 werden hingegen entsprechend der Entwicklung dieser 
Nettoaufkommen von 2012 auf 2014 valorisiert. Die valorisierten Beträge 
werden kaufmännisch auf ganze Eurocent gerundet. 
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(8) Gemeinden mit mehr als 2 000 Einwohnern erhalten als Ausgleich für 
die Abschaffung der Selbstträgerschaft einen Vorausanteil, der als länderweise 
und nach Größenklassen ermittelter Betrag je Einwohner festzulegen ist. Dieser 
Betrag wird ausschließlich mit der Einwohnerzahl der Gemeinde nach dem 
Ergebnis der Volkszählung 2001 vervielfacht. Gemeinden, die Rechtsträger von 
Krankenanstalten sind, erhalten einen weiteren Vorausanteil. Die näheren 
Bestimmungen sind mit Verordnung zu treffen (§ 24 Abs. 6). 

(8) Gemeinden mit mehr als 2 000 Einwohnern erhalten als Ausgleich für 
die Abschaffung der Selbstträgerschaft einen Vorausanteil, der als länderweise 
und nach Größenklassen ermittelter Betrag je Einwohner festzulegen ist. Dieser 
Betrag wird ausschließlich mit der Einwohnerzahl der Gemeinde nach dem 
Ergebnis der Volkszählung 2001 vervielfacht. Gemeinden, die Rechtsträger von 
Krankenanstalten sind, erhalten einen weiteren Vorausanteil. Die näheren 
Bestimmungen sind mit Verordnung zu treffen (§ 24 Abs. 6). 

§ 21. (1) Der Bund gewährt Gemeinden (Wien als Gemeinde) im Jahr 2008 
eine Finanzzuweisung von 101,874 Millionen Euro und in den weiteren Jahren in 
der Höhe der Summe von 

 1. 1,24 % der ungekürzten Ertragsanteile (§ 11 Abs. 1 erster Satz) der 
Gemeinden (Wien als Gemeinde) mit Ausnahme des Ausgleichs für die 
Abschaffung der Selbstträgerschaft (§ 9 Abs. 7 Z 5 lit. b sublit. bd) und 

 2. 9,07 Millionen Euro jährlich in den Jahren 2009 und 2010 und 
11,07 Millionen Euro in den Jahren 2011 bis 2014. 

Dieser Betrag mit Ausnahme von 3,98 Millionen Euro in den Jahren 2008 bis 
2010 und mit Ausnahme von 15,98 Millionen Euro in den Jahren 2011 bis 2014 
ist vorerst länderweise nach der Volkszahl aufzuteilen; hierauf sind die so 
erhaltenen Quoten jener Länder, deren Bedarf gemäß Abs. 6 dabei nicht erreicht 
wird, auf den Bedarf zu Lasten der übrigen Länder nach ihren Anteilen an der 
Volkszahl anzuheben, wobei jedoch jedem Land der Bedarf zu verbleiben hat. 
Die Aufteilung von weiteren 3,98 Millionen Euro erfolgt länderweise nach der 
Volkszahl. In den Jahren 2011 bis 2014 ist der Anteil Wiens um 2 Millionen 
Euro jährlich zu kürzen. 

(2) Die Finanzzuweisungen sind vom Bund bis spätestens 15. Juli eines 
jeden Jahres an die Länder zu überweisen, die diese Mittel nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen bis spätestens 15. August eines jeden Jahres den 
Gemeinden als Finanzzuweisung zur Bewältigung der ihnen obliegenden 
Aufgaben zu überweisen haben. 

(3) Auf die Finanzzuweisung haben jene Gemeinden (ohne Wien) Anspruch, 
die eine solche Finanzzuweisung zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung 
des Gleichgewichtes im Haushalt benötigen. Diese Voraussetzung ist dann 
gegeben, wenn 

 1. eine Gemeinde jeweils die im Abs. 5 angeführten Abgaben im 
höchstmöglichen Ausmaß erhebt, und dessen ungeachtet 

 2. eine Gemeinde innerhalb der Größenklasse mit einer ermittelten 

§ 21. (1) Der Bund gewährt Gemeinden (Wien als Gemeinde) im Jahr 2008 
eine Finanzzuweisung von 101,874 Millionen Euro und in den weiteren Jahren in 
der Höhe der Summe von 

 1. 1,24 % der ungekürzten Ertragsanteile (§ 11 Abs. 1 erster Satz) der 
Gemeinden (Wien als Gemeinde) mit Ausnahme des Ausgleichs für die 
Abschaffung der Selbstträgerschaft (§ 9 Abs. 7 Z 5 lit. b sublit. bd) und 

 2. 9,07 Millionen Euro jährlich in den Jahren 2009 und 2010 und 
11,07 Millionen Euro in den Jahren 2011 bis 2014. 

Dieser Betrag mit Ausnahme von 3,98 Millionen Euro in den Jahren 2008 bis 
2010 und mit Ausnahme von 15,98 Millionen Euro in den Jahren 2011 bis 2014 
ist vorerst länderweise nach der Volkszahl aufzuteilen; hierauf sind die so 
erhaltenen Quoten jener Länder, deren Bedarf gemäß Abs. 6 dabei nicht erreicht 
wird, auf den Bedarf zu Lasten der übrigen Länder nach ihren Anteilen an der 
Volkszahl anzuheben, wobei jedoch jedem Land der Bedarf zu verbleiben hat. 
Die Aufteilung von weiteren 3,98 Millionen Euro erfolgt länderweise nach der 
Volkszahl. In den Jahren 2011 bis 2014 ist der Anteil Wiens um 2 Millionen 
Euro jährlich zu kürzen. 

(2) Die Finanzzuweisungen sind vom Bund bis spätestens 15. Juli eines 
jeden Jahres an die Länder zu überweisen, die diese Mittel nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen bis spätestens 15. August eines jeden Jahres den 
Gemeinden als Finanzzuweisung zur Bewältigung der ihnen obliegenden 
Aufgaben zu überweisen haben. 

(3) Auf die Finanzzuweisung haben jene Gemeinden (ohne Wien) 
Anspruch, die eine solche Finanzzuweisung zur Aufrechterhaltung oder 
Wiederherstellung des Gleichgewichtes im Haushalt benötigen. Diese 
Voraussetzung ist dann gegeben, wenn 

 1. eine Gemeinde jeweils die im Abs. 5 angeführten Abgaben im 
höchstmöglichen Ausmaß erhebt, und dessen ungeachtet 

 2. eine Gemeinde innerhalb der Größenklasse mit einer ermittelten 
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Volkszahl (§ 9 Abs. 9) von höchstens 2 500 Einwohnern, von 2 501 bis 
10 000 Einwohnern, von 10 001 bis 20 000 Einwohnern, von 20 001 bis 
50 000 Einwohnern und über 50 000 Einwohnern eine Finanzkraft 
aufweist, die auf den Kopf der Bevölkerung der Gemeinde berechnet 
(Gemeindekopfquote) mit mehr als 10 % unter der 
Bundesdurchschnittskopfquote der Finanzkraft (Abs. 5) aller Gemeinden 
ausgenommen Wien derselben Größenklasse liegt. 

(4) Berechnungsgrundlage für die Ermittlung der Höhe der 
bereitzustellenden Bundesmittel sind die Ertragsanteile der Gemeinden im Sinne 
dieses Bundesgesetzes, die sich aus den im jeweiligen Bundesfinanzgesetz 
enthaltenen gemeinschaftlichen Bundesabgaben ohne Spielbankabgabe ergeben. 

(5) Die Finanzkraft einer Gemeinde wird ermittelt aus der Summe der 
Grundsteuer, Kommunalsteuer, Gewerbesteuer (nach dem Gewerbeertrag und 
dem Gewerbekapital), Lohnsummensteuer und Getränkesteuer und der den 
Gemeinden zugekommenen Ertragsanteile an den gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben ohne Spielbankabgabe. 

(6) Die Summe der Finanzkraft (Abs. 5) der Gemeinden der im Abs. 3 Z 2 
genannten Größenklassen, für ein Jahr auf den Kopf der Bevölkerung der 
Gemeinden in dieser Größenklasse berechnet, bildet die 
Bundesdurchschnittskopfquote einer Größenklasse. 

(7) Der Bund hat für die Gemeinden auf Grund der jeweils letzten von der 
Statistik Österreich nach den Ergebnissen der vom Bundesministerium für 
Finanzen veranlassten Erhebung über die Gemeindegebarung zur 
Veröffentlichung vorgesehenen Beiträge zur Österreichischen Statistik die Höhe 
der negativen Abweichungen von der Bundesdurchschnittskopfquote (Abs. 6) 
gesondert nach Größenklassen zu ermitteln und den Ländern bis spätestens 
31. Mai eines jeden Jahres mitzuteilen. Die Finanzzuweisung darf je berechtigte 
Gemeinde nicht größer sein als der Differenzbetrag zwischen ihrer Finanzkraft 
und 90 % der mit der Volkszahl der Gemeinde vervielfältigten 
Bundesdurchschnittskopfquote der betreffenden Größenklasse und darf außerdem 
den Betrag von 30 500 Euro und 10 % eines verbleibenden Differenzbetrages 
nicht übersteigen. Die sich daraus ergebenden Summen der Gemeinden eines 
Landes bilden den Bedarf. 

Volkszahl (§ 9 Abs. 9) von höchstens 2 500 Einwohnern, von 2 501 bis 
10 000 Einwohnern, von 10 001 bis 20 000 Einwohnern, von 20 001 bis 
50 000 Einwohnern und über 50 000 Einwohnern eine Finanzkraft 
aufweist, die auf den Kopf der Bevölkerung der Gemeinde berechnet 
(Gemeindekopfquote) mit mehr als 10 % unter der 
Bundesdurchschnittskopfquote der Finanzkraft (Abs. 5) aller Gemeinden 
ausgenommen Wien derselben Größenklasse liegt. 

(4) Berechnungsgrundlage für die Ermittlung der Höhe der 
bereitzustellenden Bundesmittel sind die Ertragsanteile der Gemeinden im Sinne 
dieses Bundesgesetzes, die sich aus den im jeweiligen Bundesfinanzgesetz 
enthaltenen gemeinschaftlichen Bundesabgaben ohne Spielbankabgabe ergeben. 

(5) Die Finanzkraft einer Gemeinde wird ermittelt aus der Summe der 
Grundsteuer, Kommunalsteuer, Gewerbesteuer (nach dem Gewerbeertrag und 
dem Gewerbekapital), Lohnsummensteuer und Getränkesteuer und der den 
Gemeinden zugekommenen Ertragsanteile an den gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben ohne Spielbankabgabe. 

(6) Die Summe der Finanzkraft (Abs. 5) der Gemeinden der im Abs. 3 Z 2 
genannten Größenklassen, für ein Jahr auf den Kopf der Bevölkerung der 
Gemeinden in dieser Größenklasse berechnet, bildet die 
Bundesdurchschnittskopfquote einer Größenklasse. 

(7) Der Bund hat für die Gemeinden auf Grund der jeweils letzten von der 
Statistik Österreich nach den Ergebnissen der vom Bundesministerium für 
Finanzen veranlassten Erhebung über die Gemeindegebarung zur 
Veröffentlichung vorgesehenen Beiträge zur Österreichischen Statistik die Höhe 
der negativen Abweichungen von der Bundesdurchschnittskopfquote (Abs. 6) 
gesondert nach Größenklassen zu ermitteln und den Ländern bis spätestens 
31. Mai eines jeden Jahres mitzuteilen. Die Finanzzuweisung darf je berechtigte 
Gemeinde nicht größer sein als der Differenzbetrag zwischen ihrer Finanzkraft 
und 90 % der mit der Volkszahl der Gemeinde vervielfältigten 
Bundesdurchschnittskopfquote der betreffenden Größenklasse und darf außerdem 
den Betrag von 30 500 Euro und 10 % eines verbleibenden Differenzbetrages 
nicht übersteigen. Die sich daraus ergebenden Summen der Gemeinden eines 
Landes bilden den Bedarf. 

(8) Der länderweise Anteil an den gemäß Abs. 1 dritter Satz verteilten 
zusätzlichen 3,98 Millionen Euro ist vom Land auf alle Gemeinden zu verteilen, 
die auch unter Berücksichtigung ihres Anteiles nach Abs. 7 eine Finanzkraft pro 

(8) Der länderweise Anteil an den gemäß Abs. 1 dritter Satz verteilten 
zusätzlichen 3,98 Millionen Euro ist vom Land auf alle Gemeinden zu verteilen, 
die auch unter Berücksichtigung ihres Anteiles nach Abs. 7 eine Finanzkraft pro 
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Kopf unter 90 % des Bundesdurchschnitts der Gemeinden bis höchstens 2 500 
Einwohner aufweisen und die Voraussetzung des Abs. 3 Z 1 erfüllen. Die 
Verteilung erfolgt im Verhältnis der Differenzen zwischen der um die Zuweisung 
nach Abs. 7 erhöhten Finanzkraft und 90 % dieser 
Bundesdurchschnittskopfquote. Der Anteil je berechtigter Gemeinde darf diese 
Differenz nicht übersteigen. 

(9) Die Richtlinien der Länder haben einen zeitlich befristeten Vorweganteil 
für Gemeindefusionen und –kooperationen vorzusehen, wobei die Mindesthöhe 
je Gemeindefusion im ersten Jahr 80 000 Euro, im zweiten Jahr 60 000 Euro, im 
dritten Jahr 40 000 Euro und im vierten Jahr 20 000 Euro beträgt. Reichen die 
nach Durchführung der Verteilungsvorgänge gemäß Abs. 7 und 8 verbleibenden 
Mittel für diesen Vorweganteil nicht aus, sind die Finanzzuweisungen aus dem 
Verteilungsvorgängen gemäß Abs. 7 und 8 aliquot zu kürzen. In den Richtlinien 
der Länder können andere Regeln für diese Kürzung vorgesehen werden. 

Kopf unter 90 % des Bundesdurchschnitts der Gemeinden bis höchstens 2 500 
Einwohner aufweisen und die Voraussetzung des Abs. 3 Z 1 erfüllen. Die 
Verteilung erfolgt im Verhältnis der Differenzen zwischen der um die Zuweisung 
nach Abs. 7 erhöhten Finanzkraft und 90 % dieser 
Bundesdurchschnittskopfquote. Der Anteil je berechtigter Gemeinde darf diese 
Differenz nicht übersteigen. 

(9) Die Richtlinien der Länder haben einen zeitlich befristeten Vorweganteil 
für Gemeindefusionen und –kooperationen vorzusehen, wobei die Mindesthöhe 
je Gemeindefusion im ersten Jahr 80 000 Euro, im zweiten Jahr 60 000 Euro, im 
dritten Jahr 40 000 Euro und im vierten Jahr 20 000 Euro beträgt. Reichen die 
nach Durchführung der Verteilungsvorgänge gemäß Abs. 7 und 8 verbleibenden 
Mittel für diesen Vorweganteil nicht aus, sind die Finanzzuweisungen aus dem 
Verteilungsvorgängen gemäß Abs. 7 und 8 aliquot zu kürzen. In den Richtlinien 
der Länder können andere Regeln für diese Kürzung vorgesehen werden. 

(9a) Wenn die gemäß Abs. 9 zu verteilenden Vorausanteile 30 % der in 
diesem Land für die Finanzzuweisung gemäß § 21 zur Verfügung stehenden 
Mittel, jedoch ohne die Mittel gemäß Abs. 11, übersteigen, dann wird die 
Finanzzuweisung im Ausmaß der Differenz zu Lasten der Anteile der Gemeinden 
dieses Landes an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben erhöht. Diese 
Umschichtung ist in den darauffolgenden Jahren wieder zurückzuführen, wobei 
diese Rückführung in den einzelnen Jahren mit der Differenz zwischen den 
Vorausanteilen und der Grenze von 30 % begrenzt ist. 

(10) Die nach Durchführung der Verteilungsvorgänge gemäß Abs. 7 bis 9 
den Ländern zur Verfügung stehenden Mittel sind in einem weiteren 
Verteilungsvorgang auf die Gemeinden so aufzuteilen, dass deren Finanzkraft 
(Abs. 5) möglichst auf den Landesdurchschnitt angehoben wird. Heranzuziehen 
sind hiebei die letzten verfügbaren Rechnungsunterlagen. Wird der 
Landesdurchschnitt erreicht, ist ein verbleibender Betrag auf die Gemeinden des 
Landes aufzuteilen. Für diese Verteilungsvorgänge haben die Länder Richtlinien 
zu erlassen und zu veröffentlichen. 

(11) Ab dem Jahr 2011 erhalten Gemeinden ohne Wien mit mehr als 10 000 
Einwohnern Finanzzuweisungen in Höhe von 16 Millionen Euro jährlich, die 
folgendermaßen ermittelt werden: 

 1. Die Finanzzuweisung wird mit 12 Millionen Euro aus den nach Abs. 1 
erster Satz zur Verfügung gestellten Mitteln, mit 2 Millionen Euro durch 
die in Abs. 1 letzter Satz geregelte Kürzung des Anteils der Gemeinde 
Wien und mit 2 Millionen Euro durch die Kürzung der Gemeinde-

(10) Die nach Durchführung der Verteilungsvorgänge gemäß Abs. 7 bis 9 
den Ländern zur Verfügung stehenden Mittel sind in einem weiteren 
Verteilungsvorgang auf die Gemeinden so aufzuteilen, dass deren Finanzkraft 
(Abs. 5) möglichst auf den Landesdurchschnitt angehoben wird. Heranzuziehen 
sind hiebei die letzten verfügbaren Rechnungsunterlagen. Wird der 
Landesdurchschnitt erreicht, ist ein verbleibender Betrag auf die Gemeinden des 
Landes aufzuteilen. Für diese Verteilungsvorgänge haben die Länder Richtlinien 
zu erlassen und zu veröffentlichen. 

(11) Ab dem Jahr 2011 erhalten Gemeinden ohne Wien mit mehr als 10 000 
Einwohnern Finanzzuweisungen in Höhe von 16 Millionen Euro jährlich, die 
folgendermaßen ermittelt werden: 

 1. Die Finanzzuweisung wird mit 12 Millionen Euro aus den nach Abs. 1 
erster Satz zur Verfügung gestellten Mitteln, mit 2 Millionen Euro durch 
die in Abs. 1 letzter Satz geregelte Kürzung des Anteils der Gemeinde 
Wien und mit 2 Millionen Euro durch die Kürzung der Gemeinde-
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Bedarfszuweisungsmittel der Länder ohne Wien gemäß § 11 Abs. 1 
finanziert. 

 2. Diese Mittel werden wie folgt verteilt: 

 a) 55 % werden an die Städte mit eigenem Statut mit mehr als 10 000 
Einwohnern im Verhältnis der Volkszahl verteilt. 

 b) 30 % werden an die Landeshauptstädte im Verhältnis der Volkszahl 
verteilt. 

 c) 15 % werden wie folgt verteilt: 

 ca) Anspruchsberechtigt sind alle Gemeinden mit mehr als 10 000 
Einwohnern, deren Finanzkraft pro Kopf unter 95 % des 
jeweiligen Klassendurchschnitts liegt und die die 
Voraussetzungen nach Abs. 3 Z 1 erfüllen. 

 cb) Berechnungsgrundlage ist die Differenz zwischen 95 % des 
Klassendurchschnitts und der Finanzkraft der Gemeinde unter 
Berücksichtigung ihres Anteiles nach Abs. 7, wobei allfällige 
Kürzungen gemäß Abs. 9 außer Betracht bleiben. 

 cc) Die Verteilung der Mittel erfolgt im Verhältnis der 
Berechnungsgrundlagen. 

(12) Die Finanzzuweisung gemäß Abs. 7 ist außer in den Ländern, deren 
länderweiser Anteil gemäß Abs. 1 zweiter Satz auf den Bedarf angehoben 
werden musste, der Finanzkraft gemäß § 11 Abs. 4 der betreffenden Gemeinden 
hinzuzurechnen. 

(13) Über die Mittelverteilung ist dem Bundesminister für Finanzen unter 
Anschluss der Richtlinien bis Ende eines jeden Jahres Mitteilung zu machen. Der 
Bund und die Länder sind berechtigt, die von den Gemeinden bekannt gegebenen 
Gebarungsergebnisse (Abs. 6) bei den Gemeinden zu überprüfen. Von den 
Gemeinden zu Unrecht bezogene Finanzzuweisungen sind an das Land 
zurückzuzahlen, das diese Mittel nach eigenem Ermessen für die Gemeinden zu 
verwenden hat. 

Bedarfszuweisungsmittel der Länder ohne Wien gemäß § 11 Abs. 1 
finanziert. 

 2. Diese Mittel werden wie folgt verteilt: 

 a) 55 % werden an die Städte mit eigenem Statut mit mehr als 10 000 
Einwohnern im Verhältnis der Volkszahl verteilt. 

 b) 30 % werden an die Landeshauptstädte im Verhältnis der Volkszahl 
verteilt. 

 c) 15 % werden wie folgt verteilt: 

 ca) Anspruchsberechtigt sind alle Gemeinden mit mehr als 10 000 
Einwohnern, deren Finanzkraft pro Kopf unter 95 % des 
jeweiligen Klassendurchschnitts liegt und die die 
Voraussetzungen nach Abs. 3 Z 1 erfüllen. 

 cb) Berechnungsgrundlage ist die Differenz zwischen 95 % des 
Klassendurchschnitts und der Finanzkraft der Gemeinde unter 
Berücksichtigung ihres Anteiles nach Abs. 7, wobei allfällige 
Kürzungen gemäß Abs. 9 außer Betracht bleiben. 

 cc) Die Verteilung der Mittel erfolgt im Verhältnis der 
Berechnungsgrundlagen. 

(12) Die Finanzzuweisung gemäß Abs. 7 ist außer in den Ländern, deren 
länderweiser Anteil gemäß Abs. 1 zweiter Satz auf den Bedarf angehoben 
werden musste, der Finanzkraft gemäß § 11 Abs. 4 der betreffenden Gemeinden 
hinzuzurechnen. 

(13) Über die Mittelverteilung ist dem Bundesminister für Finanzen unter 
Anschluss der Richtlinien bis Ende eines jeden Jahres Mitteilung zu machen. Der 
Bund und die Länder sind berechtigt, die von den Gemeinden bekannt gegebenen 
Gebarungsergebnisse (Abs. 6) bei den Gemeinden zu überprüfen. Von den 
Gemeinden zu Unrecht bezogene Finanzzuweisungen sind an das Land 
zurückzuzahlen, das diese Mittel nach eigenem Ermessen für die Gemeinden zu 
verwenden hat. 
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Inkrafttreten, Sonderbestimmungen 

§ 24. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2008 in Kraft. 

(1a) bis (1f) ... 

Inkrafttreten, Sonderbestimmungen 

§ 24. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2008 in Kraft. 

(1a) bis (1f) ... 

„(1g) § 9 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 
tritt mit 1. August 2013 in Kraft, § 9 Abs. 6 tritt mit Ablauf des 31. Juli 2013 
außer Kraft. Abweichend von § 9 Abs. 5 werden die Ausgaben für die Förderung 
der Siedlungswasserwirtschaft zunächst aus den Mitteln, die bisher auf dem 
Sonderkonto „Siedlungswasserwirtschaft“ veranlagt wurden, finanziert.“ 
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Änderung des Katastrophenfondsgesetzes 1996 

Katastrophenfonds 

§ 1. (1) Für die zusätzliche Finanzierung von Maßnahmen zur Vorbeugung 
gegen künftige und zur Beseitigung von eingetretenen Katastrophenschäden 
sowie zur Erhebung der Wassergüte gemäß Hydrographiegesetz, BGBl. 
Nr. 58/1979, wird ein Katastrophenfonds als Verwaltungsfonds geschaffen. 

(2) ... 

Katastrophenfonds 

§ 1. (1) Für die zusätzliche Finanzierung von Maßnahmen zur Vorbeugung 
gegen künftige und zur Beseitigung von eingetretenen Katastrophenschäden 
sowie zur Erhebung der Wassergüte gemäß §§ 59c bis 59i des 
Wasserrechtsgesetzes 1959, BGBl. Nr. 215/1959, wird ein Katastrophenfonds als 
Verwaltungsfonds geschaffen. 

(2) ... 

Aufbringung von Fondsmitteln 

§ 2. Die Mittel des Fonds werden durch Anteile am Aufkommen an 
Einkommensteuer und Körperschaftsteuer gemäß dem jeweils geltenden 
Finanzausgleichsgesetz aufgebracht. Sie sind dem Fonds jeweils monatlich zu 
überweisen und auf einem Sonderkonto des Bundes unter der Bezeichnung 
„Katastrophenfonds'' nutzbringend anzulegen. 

Aufbringung von Fondsmitteln 

§ 2. Die Mittel des Fonds werden durch Anteile am Aufkommen an 
Einkommensteuer und Körperschaftsteuer gemäß dem jeweils geltenden 
Finanzausgleichsgesetz aufgebracht. Sie sind dem Fonds jeweils monatlich zu 
überweisen. 

Verwendung der Fondsmittel 

§ 3. Die Mittel des Fonds gemäß § 2, jedoch ab dem Jahr 2008 mit 
Ausnahme von 10 Millionen Euro jährlich und von allfälligen 
Aufstockungsbeträgen, sind wie folgt zu verwenden: 

 1. bis 3. ... 

 4. im Jahr 2002: 73,36 vH, in den Jahren 2003 und 2004: 73,67 vH und in 
den Jahren ab 2005: 73,27 vH 

 a) zur Beseitigung und zur Vorbeugung von Hochwasser- und 
Lawinenschäden, zur Finanzierung von passiven 
Hochwasserschutzmaßnahmen im Sinne des 
Wasserbautenförderungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 148/1985; 

 b) zur Erhebung der Wassergüte gemäß Hydrographiegesetz, BGBl. 
Nr. 58/1979; 

 c) bis k) ... 

Verwendung der Fondsmittel 

§ 3. Die Mittel des Fonds gemäß § 2, jedoch ab dem Jahr 2008 mit 
Ausnahme von 10 Millionen Euro jährlich und von allfälligen 
Aufstockungsbeträgen, sind wie folgt zu verwenden: 

 1. bis 3. ... 

 4. im Jahr 2002: 73,36 vH, in den Jahren 2003 und 2004: 73,67 vH und in 
den Jahren ab 2005: 73,27 vH 

 a) zur Beseitigung und zur Vorbeugung von Hochwasser- und 
Lawinenschäden, zur Finanzierung von passiven 
Hochwasserschutzmaßnahmen im Sinne des 
Wasserbautenförderungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 148/1985; 

 b) zur Erhebung der Wassergüte gemäß §§ 59c bis 59i des 
Wasserrechtsgesetzes 1959, BGBl. Nr. 215/1959, 

 c) bis k) ... 

 l. zur Finanzierung von 16,7 Millionen Euro der Landesmittel des 
Landes Steiermark gemäß dem Wasserbautenförderungsgesetz 1985 
für Maßnahmen in Folge der Hochwasserschäden des Jahres 2012. 

Bereitstellung und Verwendung von Reserven des Fonds 

§ 5. (1) Nicht durch Zahlungen in Anspruch genommene Mittel des 

Bereitstellung und Verwendung von Reserven des Fonds 

§ 5. (1) Nicht durch Zahlungen in Anspruch genommene Mittel des 
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Katastrophenfonds sind jährlich einer Rücklage zuzuführen. Die Rücklage wird 
gebildet aus vorhandenen Rücklagemitteln des Vorjahres und den sich jährlich 
bildenden Reserven einschließlich der anfallenden Nettozinsen. Die Höhe der 
Rücklage ist mit insgesamt 29 Millionen Euro begrenzt. Darüber hinaus 
vorhandene Mittel sind gemäß § 38 Abs. 1 Bundeshaushaltsgesetz, BGBl. 
Nr. 213/1986, zu verwenden. 

(2) bis (2a) ... 

Katastrophenfonds sind jährlich einer Rücklage zuzuführen. Die Rücklage wird 
gebildet aus vorhandenen Rücklagemitteln des Vorjahres und den sich jährlich 
bildenden Reserven. Die Höhe der Rücklage ist mit insgesamt 30 Millionen Euro 
begrenzt. Darüber hinaus vorhandene Mittel sind gemäß § 48 Abs. 1 des 
Bundeshaushaltsgesetzes 2013, BGBl. I Nr. 139/2009, zu verwenden. 

(2) bis (2a) ... 

(2b) In den Jahren 2006 bis 2011 werden die Mittel zur Beschaffung von 
Einsatzgeräten der Feuerwehren gemäß § 3 Z 2 aus der Rücklage 
erforderlichenfalls um den Betrag erhöht, um den die Summe aus den 
Überweisungen des Bundes an die Länder aus der Feuerschutzsteuer in diesen 
Jahren auf Basis des Aufkommens in den Monaten Oktober des Vorjahres bis 
September des laufenden Jahres (§ 18 Abs. 3 des Finanzausgleichsgesetzes 2005, 
BGBl. I Nr. 156/2004 bzw. des Finanzausgleichsgesetzes 2008, BGBl. I 
Nr. 103/2007) und aus den Anteilen gemäß § 3 Z 2 auf Basis der Aufkommen an 
Einkommensteuer und Körperschaftsteuer in den Monaten November des 
Vorjahres bis Oktober des laufenden Jahres den Betrag von 90 Millionen Euro in 
den Jahren 2006 bis 2008 bzw. von 93 Millionen Euro in den Jahren 2009 bis 
2011 unterschreitet. 

(3) bis (4) ... 

(2b) Ab dem Jahr 2013 werden die Mittel zur Beschaffung von 
Einsatzgeräten der Feuerwehren gemäß § 3 Z 2 aus der Rücklage 
erforderlichenfalls um den Betrag erhöht, um den die Summe aus den 
Überweisungen des Bundes an die Länder aus der Feuerschutzsteuer in diesen 
Jahren auf Basis des Aufkommens in den Monaten Oktober des Vorjahres bis 
September des laufenden Jahres (§ 18 Abs. 3 des Finanzausgleichsgesetzes 2008, 
BGBl. I Nr. 103/2007) und aus den Anteilen gemäß § 3 Z 2 auf Basis der 
Aufkommen an Einkommensteuer und Körperschaftsteuer in den Monaten 
November des Vorjahres bis Oktober des laufenden Jahres den Betrag von 
95 Millionen Euro unterschreitet. 

(3) bis (4) ... 

§ 7. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1996 in Kraft. 

(2) bis (2g) ... 

§ 7. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1996 in Kraft. 

(2) bis (2g) ... 

(2h) § 2 und § 5 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2013 treten mit 1. August 2013 in Kraft. 
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